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73. B E K A N N T M A C H U N G 
 

Wechsel von Aufsichtsratsmitgliedern der Stadtwerke Unna GmbH 
Bekanntmachung nach § 52 Abs. 2 GmbHG 

 
 
Im Aufsichtsrat der Stadtwerke Unna GmbH ist folgender Mitgliederwechsel eingetreten: 
 
 
     Ordentliches Mitglied  Stellv. Mitglied 
 
Bisher:    RM Porzybot    RM Weicken 
Neu:     RM Porzybot    RM Morgenthal 
 
 
 
Abl. StUN 28-73 / 20. November 2006 
 
 
 
 
74. B E K A N N T M A C H U N G 

 
 

Wechsel von Aufsichtsratsmitgliedern der Wirtschaftsbetriebe der Stadt Unna 
GmbH nach § 52 Abs. 2 GmbHG 

 
Im Aufsichtsrat der Wirtschaftsbetriebe der Stadt Unna GmbH ist folgender Mitglieder-
wechsel eingetreten: 
 
 Ordentliches Mitglied Stellv. Mitglied 
Bisher: RM Porzybot RM Weicken 
Neu: RM Porzybot RM Morgenthal 
   
Bisher: RM Schmidt, A. RM Wisselmann 
Neu: RM Wisselmann RM Schmidt, A. 
   
Bisher: sB Dr. Bansi sB Strahl 
Neu: sB Dr. Bansi RM Soyubey 

 
 
Abl. StUN 28-74 / 20. November 2006 
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75. B E K A N N T M A C H U N G 

Beitragssatzung zur Abwassersatzung der Stadt Unna 

vom 14. November 2006 
 
 
Aufgrund der §§ 7, 8 und 9 der Gemeindeordnung für das Land Nordrhein-Westfalen in 
der Fassung der Bekanntmachung vom 14. Juli 1994 (GV. NRW. S. 666 / SGV. NRW. S. 
2023), zuletzt geändert durch Artikel 1 des Gesetzes zur Anpassung des Landesrechts an 
das Lebenspartnerschaftsgesetz des Bundes (LPartAnpG) vom 3. Mai 2005 (GV NRW S. 
498) und der §§ 1, 2 und 8 des Kommunalabgabengesetzes für das Land Nordrhein-
Westfalen (KAG NRW) vom 21. Oktober 1969 (GV. NRW. S. 712 / SGV. NRW. S. 610), 
zuletzt geändert durch Art. 168 des Zweiten Gesetzes zur Befristung des Landesrechts 
Nordrhein-Westfalen vom 5. April 2005 (GV. NRW. S. 274) und die Verordnung zur Ände-
rung des Kommunalabgabengesetzes für das Land Nordrhein-Westfalen vom 28. April 
2005 (GV. NRW. S. 488) hat der Rat der Stadt Unna in seiner Sitzung am 09. November 
2006 die folgende Satzung beschlossen: 
 

§ 1 

Kanalanschlussbeitrag 
 
(1) Zum Ersatz des durchschnittlichen Aufwandes für die Herstellung der städtischen Ab-

wasseranlage erhebt die Stadt Unna einen Kanalanschlussbeitrag im Sinne des § 8 
Abs. 4 Satz 3 KAG NRW. 

 
(2) Die Kanalanschlussbeiträge sind die Gegenleistung für die Möglichkeit der Inanspruch-

nahme der städtischen Abwasseranlage und den hierdurch gebotenen wirtschaftlichen 
Vorteil für ein Grundstück. Die Kanalanschlussbeiträge dienen dem Ersatz des Auf-
wandes der Stadt für die Herstellung, Anschaffung und Erweiterung der städtischen 
Abwasseranlage. 

 
(3) Der Kanalanschlussbeitrag ruht als öffentliche Last auf dem Grundstück. 
 

§ 2 

Gegenstand der Beitragspflicht 
 

(1) Ein Grundstück unterliegt der Beitragspflicht, wenn folgende Voraussetzungen erfüllt 
sind: 

 
1. Das Grundstück muss die an die Abwasseranlage tatsächlich und rechtlich ange-

schlossen werden können, 
 
2. für das Grundstück muss nach der Abwassersatzung ein Anschlussrecht bestehen 

und 
 
3. das Grundstück muss 
 

a) baulich oder gewerblich genutzt werden oder 
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b) es muss für das Grundstück eine bauliche oder gewerbliche Nutzung festgesetzt 
sein (z. B. durch Bebauungsplan), so dass es bebaut oder gewerblich genutzt 
werden darf oder 

 
c) soweit für ein Grundstück eine bauliche oder gewerbliche Nutzung nicht festge-

setzt ist (z. B. im unbeplanten Innenbereich nach § 34 Baugesetzbuch), muss 
das Grundstück nach der Verkehrsauffassung Bauland sein und nach der geord-
neten städtebaulichen Entwicklung der Stadt zur Bebauung anstehen. 

 
(2) Wird ein Grundstück an die Abwasseranlage tatsächlich angeschlossen (z. B. im Au-

ßenbereich nach § 35 Baugesetzbuch), so unterliegt es der Beitragspflicht auch dann, 
wenn die Voraussetzungen des Abs. 1 nicht vorliegen. 

 

(3) Der Beitragspflicht nach Abs. 1 unterliegen auch Grundstücke, die im Rahmen der 
Niederschlagswasserbeseitigung mittelbar an die städtische Abwasseranlage ange-
schlossen sind. Dies ist insbesondere der Fall, wenn Niederschlagswasser von 
Grundstücken oberirdisch ohne leitungsmäßige Verbindung in die städtische Abwas-
seranlage (z. B. in ein von der Stadt Unna betriebenes Mulden-Rigolen-System) gelan-
gen kann. 

 
(4) Grundstück im Sinne dieser Satzung ist unabhängig von der Eintragung im Liegen-

schaftskataster und im Grundbuch jeder demselben Grundstückseigentümer gehören-
de Teil der Grundfläche, der selbstständig baulich oder gewerblich genutzt werden darf 
und an die Anlage angeschlossen werden kann. 

 
§ 3 

Beitragsmaßstab 
 
(1) Maßstab für den Beitrag ist die Veranlagungsfläche. Diese ergibt sich durch Vervielfa-

chen der Grundstücksfläche mit dem Veranlagungsfaktor. 
 
(2) Als Grundstücksfläche gilt: 
 

a) bei Grundstücken im Bereich eines Bebauungsplans die tatsächliche Grundstücks-
fläche; dies gilt entsprechend, wenn ein Bebauungsplan sich in der Aufstellung be-
findet und den Verfahrensstand im Sinne des § 33 Baugesetzbuch erreicht hat,  

 
b) wenn ein Bebauungsplan nicht besteht, d. h. bei Grundstücken im unbeplanten In-

nenbereich (§ 34 Baugesetzbuch) und im Außenbereich (§ 35 Baugesetzbuch): die 
tatsächliche Grundstücksfläche bis zu einer Tiefe von 50 m von der Grundstücks-
grenze, die der Erschließungsstraße zugewandt ist, die das Grundstück wegemä-
ßig erschließt (Tiefenbegrenzung). Bei Grundstücken, die nicht an eine Erschlie-
ßungsstraße unmittelbar angrenzen, wird die Fläche von der zu der Erschlie-
ßungsstraße liegenden Grundstücksseite bis zu einer Tiefe von 50 m zugrunde ge-
legt. Reicht die bauliche oder gewerbliche Nutzung über diese Tiefenbegrenzung 
hinaus, so ist die Grundstückstiefe maßgebend, die durch die hintere Grenze der 
baulichen Nutzung bestimmt wird, die einen Entwässerungsbedarf nach sich zieht. 
Grundstücksteile, die lediglich die wegemäßige Verbindung zur Straße herstellen, 
bleiben bei der Bestimmung der Grundstückstiefe unberücksichtigt. 

 
(3) Entsprechend der Ausnutzbarkeit wird die Grundstücksfläche mit einem Veranlagungs-

faktor vervielfacht, der im Einzelnen beträgt: 
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a) bei eingeschossiger Bebaubarkeit: 1,00 
 
b) bei zweigeschossiger Bebaubarkeit: 1,25 
 
c) bei dreigeschossiger Bebaubarkeit: 1,50 
 
d) bei vier- und fünfgeschossiger Bebaubarkeit: 1,75 
 
e) bei sechs- und höhergeschossiger Bebaubarkeit: 2,00 
 

(4) Als zulässige Zahl der Geschosse gilt die im Bebauungsplan festgesetzte höchstzuläs-
sige Zahl der Vollgeschosse; dies gilt entsprechend, wenn ein Bebauungsplan sich in 
der Aufstellung befindet und den Verfahrensstand im Sinne des § 33 Baugesetzbuch 
erreicht hat. Weist der Bebauungsplan nur Grundflächen- und Baumassenzahl oder 
nur die zulässige Höhe der Bauwerke und keine höchstzulässige Zahl der Vollge-
schosse aus, so gilt als Geschosszahl die Höhe des Bauwerks geteilt durch 2,8, wobei 
Bruchzahlen auf volle Zahlen abgerundet oder aufgerundet werden. Ist im Einzelfall ei-
ne größere Geschosszahl zugelassen oder vorhanden und geduldet, so ist diese 
zugrunde zu legen.  

 

(5) In unbeplanten Gebieten und bei Grundstücken, für die im Bebauungsplan weder die 
Geschosszahl noch die Baumassenzahl festgesetzt ist, ist maßgebend: 

 
a) bei bebauten Grundstücken die Zahl der tatsächlich vorhandenen Geschosse. 
 
b) bei unbebauten, aber bebaubaren Grundstücken die Zahl der auf den Grundstü-

cken der näheren Umgebung überwiegend vorhandenen Geschosse. 
 
(6) Grundstücke, auf denen nur Garagen oder Stellplätze gebaut werden dürfen, gelten 

als eingeschossig bebaubare Grundstücke. 
 
(7) In Kern-, Gewerbe- und Industriegebieten werden die in Abs. 3 genannten Veranla-

gungsfaktoren um je 0,50 Punkte erhöht. Dieses gilt auch, wenn Gebiete nicht in ei-
nem Bebauungsplan festgesetzt, aber aufgrund der vorhandenen Bebauung und sons-
tigen Nutzung als Kerngebiete, Gewerbegebiete oder Industriegebiete anzusehen sind 
oder wenn eine solche Nutzung aufgrund der in der Umgebung vorhandenen Nutzung 
zulässig wäre. 

 
§ 4 

Beitragssatz 
 

(1) Der Beitrag beträgt 4,35 € je Quadratmeter (m²) Veranlagungsfläche. 
 
(2) Besteht nicht die rechtliche und tatsächliche Möglichkeit des Vollanschlusses, so wird 

ein Teilbetrag erhoben. 
 
Dieser beträgt: 

 
a) bei einem Anschluss nur für Schmutzwasser 65 v. H. des Beitrages; 

 
b) bei einem Anschluss nur für Niederschlagswasser 35 v. H. des Beitrages; 
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c) bei einem nur teilweise gebotenen Anschluss für Niederschlagswasser den 
entsprechenden Anteil des unter b) genannten Teilbetrages. 

 
(3) Entfallen die in Abs. 2 bezeichneten Beschränkungen der Benutzungsmöglichkeit, so 

ist der Restbetrag nach dem zu diesem Zeitpunkt geltenden Beitragssatz zu zahlen. 
 

§ 5 

Entstehen der Beitragspflicht 
 
(1) Die Beitragspflicht entsteht, sobald das Grundstück an die öffentliche Abwasseranlage 

angeschlossen werden kann. 
 
(2) Im Falle des § 2 Abs. 2 entsteht die Beitragspflicht mit dem Anschluss. In den Fällen 

des § 4 Abs. 2 entsteht die Beitragspflicht für den Restbetrag, sobald die Beschrän-
kungen der Nutzungsmöglichkeit entfallen. 

 
(3) Für Grundstücke, die im Zeitpunkt des Inkrafttretens dieser Satzung bereits an die 

Abwasseranlage angeschlossen waren oder werden konnten, entsteht die Beitrags-
pflicht mit Inkrafttreten dieser Satzung. 

 
(4) In den Fällen des Abs. 3 entsteht keine Anschlussbeitragspflicht, wenn für den An-

schluss des Grundstücks bereits eine Anschlussgebühr oder ein Anschlussbeitrag 
nach früherem Recht gezahlt oder ein dahingehender Anspruch erlassen wurde oder 
verjährt ist. 

 
§ 6 

Beitragspflichtiger 
 
(1) Beitragspflichtig ist, wer im Zeitpunkt der Bekanntgabe des Beitragsbescheides Eigen-

tümer des Grundstücks ist. Ist das Grundstück mit einem Erbbaurecht belastet, so tritt 
an die Stelle des Eigentümers der Erbbauberechtigte. 

 
(2) Mehrere Beitragspflichtige haften als Gesamtschuldner. 
 
(3) Bei Wohnungs- und Teileigentum sind die einzelnen Wohnungs- und Teileigentümer 

nur entsprechend ihrem Miteigentumsanteil beitragspflichtig. 
 

§ 7 
Fälligkeit der Beitragsschuld 

 
(1) Der Beitrag wird einen Monat nach Bekanntgabe des Beitragsbescheides fällig. 
 
(2) Widerspruch und Klage gegen einen Beitragsbescheid haben gem. § 80 Abs. 1 Nr. 1 

der Verwaltungsgerichtsordnung keine aufschiebende Wirkung und entbinden deshalb 
nicht von der Pflicht zur fristgerechten Zahlung. 

 
§ 8 

Auskunftspflichten 
 

(1) Die Beitragspflichtigen haben alle für die Berechnung der Beiträge erforderlichen Aus-
künfte zu erteilen sowie Daten und Unterlagen zu überlassen. Sie haben zu dulden, 
dass Beauftragte der Stadt das Grundstück betreten, um die Bemessungsgrundlagen 
festzustellen oder zu überprüfen. 
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(2) Werden die Angaben verweigert oder sind sie aus sonstigen Gründen nicht zu erlan-

gen, so kann die Stadt die für die Berechnung maßgebenden Merkmale unter Berück-
sichtigung aller sachlichen Umstände schätzen oder durch einen anerkannten Sach-
verständigen auf Kosten des Beitragspflichtigen schätzen lassen. 

 

§ 9 
Billigkeits- und Härtefallregelung 

 
Ergeben sich aus der Anwendung dieser Satzung im Einzelfall besondere, insbesondere 
nicht beabsichtigte Härten, so können die Kanalanschlussbeiträge gestundet, ermäßigt, 
niedergeschlagen oder erlassen werden.  
 

§ 10 
Zwangsmittel 

 
Die Androhung und Festsetzung von Zwangsmitteln bei Zuwiderhandlungen gegen diese 
Satzung richtet sich nach den Vorschriften des Verwaltungsvollstreckungsgesetzes für das 
Land Nordrhein-Westfalen. 
 

§ 11 
Rechtsmittel 

 
Das Verfahren bei Verwaltungsstreitigkeiten richtet sich nach den Vorschriften der Verwal-
tungsgerichtsordnung. 
 

§ 12 
Inkrafttreten 

 
Diese Satzung tritt mit Rückwirkung am 01.01.2002 in Kraft.  
 
 
 
 

 



 
 

1451 

 
Bekanntmachungsanordnung 

Die Beitragssatzung zur Abwassersatzung der Stadt Unna wird hiermit öffentlich bekannt 
gemacht. 

 
Es wird darauf hingewiesen, dass gemäß § 7 Abs. 6 der Gemeindeordnung für das Land 
Nordrhein-Westfalen (GO NRW) eine Verletzung von Verfahrens- oder Formvorschriften 
der GO NRW beim Zustandekommen dieser Satzung nach Ablauf eines Jahres seit dieser 
Bekanntmachung nicht mehr geltend gemacht werden kann, es sei denn 
 
a) eine vorgeschriebene Genehmigung fehlt oder ein vorgeschriebenes Anzeigeverfah-

ren wurde nicht durchgeführt, 
 

b) diese Satzung ist nicht ordnungsgemäß öffentlich bekannt gemacht worden, 
 

c) der Bürgermeister hat den Ratsbeschluss vorher beanstandet, oder 
 

d) der Form- oder Verfahrensmangel ist gegenüber der Stadt Unna vorher gerügt und 
dabei die verletzte Rechtsvorschrift und die Tatsache bezeichnet worden, die den 
Mangel ergibt. 

 
 
Unna, 14. November 2006 
 
 
 
gez. Kolter 
(Bürgermeister) 
 
 
Abl. StUN 28-75 / 20. November 2006 
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76. B E K A N N T M A C H U N G 
 

Konzernabschluss der Wirtschaftsbetriebe der Stadt Unna GmbH 
für das Geschäftsjahr 2005 

 
Die Gesellschafterversammlung der Wirtschaftsbetriebe der Stadt Unna GmbH stellt den 
von der Dr. Heilmaier & Partner GmbH geprüften und testierten Konzernabschluss für das 
Wirtschaftsjahr 2005 fest. 
 
Bestätigungsvermerk des Abschlussprüfers 
 
Nach dem Ergebnis unserer Prüfung erteilen wir für den Konzernabschluss der Wirt-
schaftsbetriebe der Stadt Unna GmbH, Unna, (Anlage 1 bis 5) zum 31. Dezember 2005 
und den Konzernlagebericht (Anlage 6) für das Geschäftsjahr 2005 den folgenden unein-
geschränkten Bestätigungsvermerk: 
 
Wir haben den von der Wirtschaftsbetriebe der Stadt Unna GmbH aufgestellten Konzern-
abschluss - bestehend aus Bilanz, Gewinn- und Verlustrechnung, Anhang, Kapitalfluss-
rechnung sowie Eigenkapitalspiegel - und den Konzernlagebericht für das Geschäftsjahr 
vom 1. Januar bis 31. Dezember 2005 geprüft. Die Aufstellung von Konzernabschluss und 
Konzernlagebericht nach den deutschen handelsrechtlichen Vorschriften liegt in der Ver-
antwortung der gesetzlichen Vertreter der Gesellschaft. Unsere Aufgabe ist es, auf der 
Grundlage der von uns durchgeführten Prüfung eine Beurteilung über den Konzernab-
schluss und den Konzernlagebericht abzugeben. 
 
Wir haben unsere Konzernabschlussprüfung nach § 317 HGB unter Beachtung der vom 
Institut der Wirtschaftsprüfer (IDW) festgestellten deutschen Grundsätze ordnungsmäßiger 
Abschlussprüfung vorgenommen. Danach ist die Prüfung so zu planen und durchzuführen, 
dass Unrichtigkeiten und Verstöße, die sich auf die Darstellung des durch den Konzernab-
schluss unter Beachtung der Grundsätze ordnungsmäßiger Buchführung und durch den 
Konzernlagebericht vermittelten Bildes der Vermögens-, Finanz- und Ertragslage wesent-
lich auswirken, mit hinreichender Sicherheit erkannt werden. Bei der Festlegung der Prü-
fungshandlungen werden die Kenntnisse über die Geschäftstätigkeit und das wirtschaftli-
che und rechtliche Umfeld des Konzerns sowie die Erwartungen über mögliche Fehler be-
rücksichtigt. Im Rahmen der Prüfung werden die Wirksamkeit des rechnungslegungsbezo-
genen internen Kontrollsystems sowie Nachweise für die Angaben im Konzernabschluss 
und Konzernlagebericht überwiegend auf der Basis von Stichproben beurteilt. Die Prüfung 
umfasst die Beurteilung der Jahresabschlüsse der in den Konzernabschluss einbezogenen 
Unternehmen, der Abgrenzung des Konsolidierungskreises, der angewandten Bilanzie-
rungs- und Konsolidierungsgrundsätze und der wesentlichen Einschätzungen der gesetzli-
chen Vertreter sowie die Würdigung der Gesamtdarstellung des Konzernabschlusses und 
des Konzernlageberichts. Wir sind der Auffassung, dass unsere Prüfung eine hinreichend 
sichere Grundlage für unsere Beurteilung bildet. 
 
Unsere Prüfung hat zu keinen Einwendungen geführt. 
 
Nach unserer Beurteilung aufgrund der bei der Prüfung gewonnenen Erkenntnisse ent-
spricht der Konzernabschluss den gesetzlichen Vorschriften und vermittelt unter Beachtung 
der Grundsätze ordnungsmäßiger Buchführung ein den tatsächlichen Verhältnissen ent-
sprechendes Bild der Vermögens-, Finanz- und Ertragslage des Konzerns. Der Konzernla-
gebericht steht in Einklang mit dem Konzernabschluss, vermittelt insgesamt ein zutreffen-
des Bild von der Lage des Konzerns und stellt die Chancen und Risiken der zukünftigen 
Entwicklung zutreffend dar. 
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Krefeld, den 6. Oktober 2006 
 
 DR. HEILMAIER & PARTNER GMBH 

Wirtschaftsprüfungsgesellschaft 
Steuerberatungsgesellschaft 

 
 

 gez. Dipl.-Kfm. Reuter 
 Wirtschaftsprüfer 

 
 
 

 
Der Konzernabschluss, der Konzernlagebericht und die Erfolgsübersicht liegen zur Ein-
sichtnahme in der Zeit vom 
 

15.01. - 19.01.2007 
 
während der Dienststunden von 
 

Montag bis Donnerstag 8.30 - 15.30 Uhr 
Freitag 8.30 - 11.30 Uhr 

 
im Verwaltungsgebäude der Stadtwerke Unna GmbH, Heinrich-Hertz-Str. 2, öffentlich aus. 
 
Der Konzernabschluss der Wirtschaftsbetriebe der Stadt Unna GmbH für das Geschäfts-
jahr 2005 sowie der Bestätigungsvermerk werden hiermit veröffentlicht. 
 
 
Unna, 13. November 2006 
 
 
gez. Prof. Dr. Christian Jänig gez. Karl-Gustav Mölle 

 
Geschäftsführer 

 
 
Abl. StUN 28-76 / 20. November 2006 
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77. B E K A N N T M A C H U N G 
 

Jahresabschluss der Wirtschaftsbetriebe der Stadt Unna GmbH 
für das Geschäftsjahr 2005 

 
Die Gesellschafterversammlung der Wirtschaftsbetriebe der Stadt Unna GmbH stellt den 
von der Dr. Heilmaier & Partner GmbH geprüften und testierten Jahresabschluss für das 
Wirtschaftsjahr 2005 fest. 
 

Bestätigungsvermerk des Abschlussprüfers 
 
Nach dem Ergebnis unserer Prüfung erteilen wir für den als Anlagen 1 bis 3 beige-
fügten Jahresabschluss der Wirtschaftsbetriebe der Stadt Unna GmbH zum 31. De-
zember 2005 und den als Anlage 4 beigefügten Lagebericht für das Geschäftsjahr 
2005 den folgenden uneingeschränkten Bestätigungsvermerk: 
 
Wir haben den Jahresabschluss - bestehend aus Bilanz, Gewinn- und Verlustrech-
nung sowie Anhang - unter Einbeziehung der Buchführung und den Lagebericht der 
Wirtschaftsbetriebe der Stadt Unna GmbH für das Geschäftsjahr vom 1. Januar bis 
zum 31. Dezember 2005 geprüft. Die Buchführung und die Aufstellung von Jahres-
abschluss und Lagebericht nach den deutschen handelsrechtlichen Vorschriften und 
den ergänzenden Regelungen des Gesellschaftsvertrags liegen in der Verantwor-
tung der gesetzlichen Vertreter der Gesellschaft. Unsere Aufgabe ist es, auf der 
Grundlage der von uns durchgeführten Prüfung eine Beurteilung über den Jahres-
abschluss unter Einbeziehung der Buchführung und über den Lagebericht ab-
zugeben. 
 
Wir haben unsere Jahresabschlussprüfung nach § 317 HGB unter Beachtung der 
vom Institut der Wirtschaftsprüfer (IDW) festgestellten deutschen Grundsätze ord-
nungsmäßiger Abschlussprüfung vorgenommen. Danach ist die Prüfung so zu pla-
nen und durchzuführen, dass Unrichtigkeiten und Verstöße, die sich auf die Darstel-
lung des durch den Jahresabschluss unter Beachtung der Grundsätze ordnungsmä-
ßiger Buchführung und durch den Lagebericht vermittelten Bildes der Vermögens-, 
Finanz- und Ertragslage wesentlich auswirken, mit hinreichender Sicherheit erkannt 
werden. Bei der Festlegung der Prüfungshandlungen werden die Kenntnisse über 
die Geschäftstätigkeit und über das wirtschaftliche und rechtliche Umfeld der Gesell-
schaft sowie die Erwartungen über mögliche Fehler berücksichtigt. Im Rahmen der 
Prüfung werden die Wirksamkeit des rechnungslegungsbezogenen internen Kon-
trollsystems sowie Nachweise für die Angaben in Buchführung, Jahresabschluss 
und Lagebericht überwiegend auf der Basis von Stichproben beurteilt. Die Prüfung 
umfasst die Beurteilung der angewandten Bilanzierungsgrundsätze und der wesent-
lichen Einschätzungen der gesetzlichen Vertreter sowie die Würdigung der Gesamt-
darstellung des Jahresabschlusses und des Lageberichts. Wir sind der Auffassung, 
dass unsere Prüfung eine hinreichend sichere Grundlage für unsere Beurteilung bil-
det. 
 
Unsere Prüfung hat zu keinen Einwendungen geführt. 
 
Nach unserer Beurteilung aufgrund der bei der Prüfung gewonnenen Erkenntnisse 
entspricht der Jahresabschluss den gesetzlichen Vorschriften und den ergänzenden 
Bestimmungen des Gesellschaftsvertrags und vermittelt unter Beachtung der 
Grundsätze ordnungsmäßiger Buchführung ein den tatsächlichen Verhältnissen ent-
sprechendes Bild der Vermögens-, Finanz- und Ertragslage der Gesellschaft. Der 
Lagebericht steht in Einklang mit dem Jahresabschluss, vermittelt insgesamt ein zu-
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treffendes Bild von der Lage der Gesellschaft und stellt die Chancen und Risiken der 
zukünftigen Entwicklung zutreffend dar. 
 
Krefeld, den 4. Oktober 2006 
 
 Dr. Heilmaier & Partner GmbH 

Wirtschaftsprüfungsgesellschaft 
Steuerberatungsgesellschaft 

 
 

 gez. Dipl.-Kfm. Reuter 
 Wirtschaftsprüfer 

 
 
 
 
Der Jahresabschluss, der Lagebericht und die Erfolgsübersicht liegen zur Einsichtnahme 
in der Zeit vom 
 

15.01. - 19.01.2007 
 
während der Dienststunden von 
 

Montag bis Donnerstag 8.30 - 15.30 Uhr 
Freitag 8.30 - 11.30 Uhr 

 
im Verwaltungsgebäude der Stadtwerke Unna GmbH, Heinrich-Hertz-Str. 2, öffentlich aus. 
 
Der Jahresabschluss der Wirtschaftsbetriebe der Stadt Unna GmbH für das Geschäftsjahr 
2005 sowie der Bestätigungsvermerk werden hiermit veröffentlicht. 
 
 
Unna, 13. November 2006 
 
 
gez. Prof. Dr. Christian Jänig gez. Karl-Gustav Mölle 
 

Geschäftsführer 
 
 
Abl. StUN 28-77 / 20. November 2006 
 


